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20.  Anlegung der Wählerverzeichnisse (Art. 12, §§ 14, 15) 
 
20.1 Vorbereitungen zur Anlegung der Wählerverzeichnisse bis zum Stichtag 

1Wegen des Umfangs der damit verbundenen Arbeiten sollte bereits einige Zeit vor dem Stichtag (§ 15 Abs. 
1) mit den Vorbereitungen für die Anlegung der Wählerverzeichnisse begonnen werden. 2Dabei ist 
besonders darauf zu achten, dass alle bis zum Stichtag eingetretenen Änderungen (Zuzug neuer 
Wahlberechtigter, Wegzug oder Tod von Wahlberechtigten, Ausschluss vom Wahlrecht, Wiederaufleben 
des Wahlrechts, Wegfall von Ausschlussgründen) laufend berücksichtigt werden, damit das 
Wählerverzeichnis zum Stichtag nach dem neuesten Stand angelegt werden kann. 3Solche Änderungen bis 
zum Stichtag sind von der Gemeinde von Amts wegen auch ohne besonderen Antrag zu berücksichtigen.

20.2 Eintragung von Amts wegen 

1Die gesetzliche Aufenthaltsvermutung des Art. 1 Abs. 3 bezieht sich auch auf den Tag des Ein- oder 
Auszugs, der bei der Meldebehörde gespeichert ist (§ 3 Abs. 1 Nr. 13 BMG). 2Das Wahlrecht muss aber 
nach den Verhältnissen am Wahltag beurteilt werden.

3Ist der Gemeinde bekannt, dass eine Person ihren Schwerpunkt der Lebensbeziehungen nicht im 
Wahlkreis hat, wird diese Person nicht in das Wählerverzeichnis aufgenommen.

4Verlegt die wahlberechtigte Person den Schwerpunkt der Lebensbeziehungen vor dem Stichtag, aber 
innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag in eine andere Gemeinde, gilt

–  für die Gemeindewahlen: Die Person wird in der Zuzugsgemeinde nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen, da sie das Wahlrecht in der Zuzugsgemeinde noch nicht erworben hat. Die 
Zuzugsgemeinde hat die Wegzugsgemeinde unverzüglich über den Zuzug zu unterrichten; die 
Wegzugsgemeinde hat die wahlberechtigte Person in ihrem Wählerverzeichnis nicht mehr aufzunehmen 
oder zu streichen, da dort kein Wahlrecht mehr besteht.

 
–  für die Landkreiswahlen: Zieht die Person in eine andere Gemeinde innerhalb desselben Landkreises, 
bleibt sie wahlberechtigt. Sie wird in das Wählerverzeichnis der Zuzugsgemeinde von Amts wegen nur für 
die Landkreiswahlen eingetragen.

 
20.3 Gemeinsame Wählerverzeichnisse bei verbundenen Wahlen 

1Bevor eine Person in ein gemeinsames Wählerverzeichnis (§ 14 Abs. 2) eingetragen wird, ist für die 
Gemeindewahlen einerseits und für die Landkreiswahlen andererseits getrennt zu prüfen, ob sie 
voraussichtlich am Wahltag die Voraussetzungen des Stimmrechts erfüllen wird oder ob sie vom 
Stimmrecht ausgeschlossen ist. 2Besteht das Stimmrecht nur für die Landkreiswahlen, nicht aber für die 
Gemeindewahlen, sind die entsprechenden Spalten im Wählerverzeichnis für die Vermerke über die 
Stimmabgabe durchzustreichen; in der Spalte Bemerkungen ist zu vermerken, dass kein Stimmrecht für die 
Gemeindewahlen besteht.

20.4 Sonderstimmbezirke 

1Für Sonderstimmbezirke wird kein Wählerverzeichnis angelegt. 2Die Patientinnen und Patienten oder die 
Bewohnerinnen und Bewohner und das Personal von Einrichtungen, für die Sonderstimmbezirke gebildet 
wurden, werden in den Wählerverzeichnissen der allgemeinen Stimmbezirke geführt und erhalten 
gegebenenfalls auf Antrag einen Wahlschein.


